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BFA-VG §7 Abs1 Z1
B-VG Art.133 Abs4
Dublin 111-VO Art.28
FPG §76 Abs1
VWGVG 835
1. BFA-VG 8 7 heute
BFA-VG & 7 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
BFA-VG & 7 gultig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
BFA-VG & 7 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013

A W

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI.
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

Nr. 138/2017
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FPG & 76 heute

FPG § 76 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

FPG § 76 gultig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018
FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
FPG § 76 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
FPG § 76 glltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
FPG § 76 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
FPG § 76 glltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
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9. FPG § 76 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
10. FPG & 76 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

1. VWGVG & 35 heute
2. VWGVG § 35 glltig ab 01.07.2021 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VWGVG § 35 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

Spruch
W103 2013999-1/11E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Auttrit Gber die Beschwerde von XXXX, vertreten durch die
XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 04.11.2014, ZzI. 13-
8311728802/140135602, zu Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Auttrit Gber die
Beschwerde von romisch 40 , vertreten durch die romisch 40 , gegen den Bescheid des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl vom 04.11.2014, ZI. 13-8311728802/140135602, zu Recht erkannt:

A)

I. Der Beschwerde wird gemal? 88 7 Abs. 1 Z 1 BFA-VG idgF iVm &8 76 Abs. 1 FPG und Art. 28 Dublin llI-VO stattgegeben
und der Schubhaftbescheid sowie die Anhaltung in Schubhaft fur rechtswidrig erklart.rémisch eins. Der Beschwerde
wird gemal3 Paragraph Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer eins, BFA-VG idgF in Verbindung mit Paragraph 76, Absatz eins,

FPG und Artikel 28, Dublin llI-VO stattgegeben und der Schubhaftbescheid sowie die Anhaltung in Schubhaft fur
rechtswidrig erklart.

IIl. Der Antrag der Parteien auf Kostenersatz wird abgewiesenrémisch zwei. Der Antrag der Parteien auf Kostenersatz

wird abgewiesen.
B)
Ill. Die Revision gegen Spruchpunkt . ist gemaB Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zuldssigromisch drei. Die Revision gegen

Spruchpunkt romisch eins. ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulassig.

IV. Die Revision gegen Spruchpunkt Il. ist gemaf3 Art 133 Abs. 4 B-VG zuldssigrémisch vier. Die Revision gegen
Spruchpunkt romisch zwei. ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.

Text
ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:
I. Verfahrensgangromisch eins. Verfahrensgang

Der Beschwerdefiihrer (im folgenden BF) ist algerischer Staatsangehdriger, reiste ohne Reisedokumente illegal ins
Bundesgebiet ein und stellte am 23.11.2013 einen Asylantrag.

Dieser wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 04.03.2014, Zahl:

1758305-BFA EAST WEST, gemal3§ 5 AsylG zurlickgewiesen, Italien zur Fihrung des Asylverfahrens fur zustandig
erklart und der Antragsteller gemal § 10 Abs. 1 leg. cit. nach lItalien ausgewiesen wurde. Mangels Erhebung einer
Beschwerde erwuchs dieser Bescheid mit 13.03.2014 in Rechtskraft.1758305-BFA EAST WEST, gemal3 Paragraph 5,
AsylG zuruckgewiesen, lItalien zur Fuhrung des Asylverfahrens fir zustandig erklart und der Antragsteller gemald
Paragraph 10, Absatz eins, leg. cit. nach Italien ausgewiesen wurde. Mangels Erhebung einer Beschwerde erwuchs
dieser Bescheid mit 13.03.2014 in Rechtskraft.

Am 16.02.2014 wurde gegen den BF ein "Gelinderes Mittel" (Meldeverpflichtung in der PI) verhangt. Dieser
Meldeverpflichtung kam der BF nicht nach, sodass am 17.03.2014 ein Festnahmeauftrag zur Abschiebung nach Italien
erlassen wurde. Am 02.04.2014 wurde der BF dann per Flugzeug nach Italien abgeschoben.

Der BF wurde am 03.11.2014 in Innsbruck neuerlich von Organen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes festgenommen
und wegen seines rechtswidrigen Aufenthalts im Bundesgebiet beamtshandelt und um
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22.10. Uhr gem. § 39 FPG festgenommen. In der Folge wurde durch den Journaldienst des BFA ein Festnahmeauftrag
erlassen.22.10. Uhr gem. Paragraph 39, FPG festgenommen. In der Folge wurde durch den Journaldienst des BFA ein
Festnahmeauftrag erlassen.

Anlasslich seiner Einvernahme durch das BFA vom 04.11.2014 brachte der BF vor, dass er behordlich nicht gemeldet
sei, obdachlos ware. Er habe keine Verwandten im Bundesgebiet. Der BF sei zudem mittellos. Anfang September 2014
sei er wieder illegal nach Osterreich eingereist. Er bekomme als Algerier in Italien kein Asyl und sei auch schon in
Frankreich und 1 Jahr der Schweiz gewesen. In lItalien sei er von 2007 bis 20013 gewesen. Wenn er nach Italien

abgeschoben werde, dann werde er immer wieder nach Osterreich kommen.

Nach dieser Einvernahme wurde tber ihn mit dem nunmehr angefochtenen Mandatsbescheid vom 04.11.2014 gemaR
Art. 28 der Dublin Il Verordnung i.V.m.8 76 Abs.1 FPG iVm§ 57 Abs. 1 AVG zur Sicherung der Abschiebung die
Schubhaft verhangt, da der BF im Bundesgebiet weder eine soziale, familidare und wirtschaftliche Bindung habe und
dass im Hinblick auf das bisherige Verhaltens des BF ein betrachtliches Risiko des Untertauchens bestehe.Nach dieser
Einvernahme wurde Uber ihn mit dem nunmehr angefochtenen Mandatsbescheid vom 04.11.2014 gemal} Artikel 28,
der Dublin romisch drei Verordnung in Verbindung mit Paragraph 76, Absatz eins, FPG in Verbindung mit Paragraph
57, Absatz eins, AVG zur Sicherung der Abschiebung die Schubhaft verhangt, da der BF im Bundesgebiet weder eine
soziale, familidre und wirtschaftliche Bindung habe und dass im Hinblick auf das bisherige Verhaltens des BF ein
betrachtliches Risiko des Untertauchens bestehe.

Dagegen hat der BF durch seinen ausgewiesenen Rechtsvertreter Beschwerde im Wesentlichen mit der Begrindung
der unionsrechtswidrigen Anordnung, der mangelnden RechtmaBigkeit und VerhaltnismaRigkeit der Schubhaft sowie
der Nichtanwendung gelinderer Mittel erhoben. Daneben wurde die Unzustandigkeit des BVwG behauptet und weitere
Verfahrensfragen im Zusammenhang mit der Rechtsmittelfrist, der Einbringung der Beschwerde der aufschiebenden
Wirkung und den Verfahrenskosten aufgeworfen und die Anberaumung einer mindlichen Verhandlung beantragt.

Weiters wurde die Zuerkennung von Kostenersatz im Umfang der anzuwendenden Pauschalkostenverordnung plus
der Eingabegebuhr beantragt.

Die belangte Behorde hat am 11.11.2014 eine Stellungnahme zur Beschwerde abgegeben, in der darauf hingewiesen
wird, dass die Anordnung zur AuRerlandesbringung noch aufrecht sei und es daher keines neuerlichen Bescheides als
Titel zur nunmehr durchzufihrenden Abschiebung bedarf. Eine Konsultationsverfahrt mit Italien sei bereits am
06.11.2014 zur ZI. 13-8311728802/140144369 eingeleitet worden. Es wurde ein Kostenzuspruch von € 426,20 gestellt.

Lt. im Akt einliegender Haftanfrage hat sich der BF am 04.11.2014 in seiner Zelle den gesamten nachten Oberk&rper
mit eigenem Kot beschmiert und zudem sich selbst in dem Mund zugefihrt.

Am 05.11.2014 hat sich der BF am linken Unterarm eine oberflachliche Schnittwunde zugeflugt. Nach Anlegen eines
keimfreien Wundverbandes durch den Amtsarzt wurde die Verlegung des BF in den Einzelzellentrakt veranlasst.

Mit EK vom 13.11.2014 hat das BVwWG nur hinsichtlich des Fortsetzungsanspruches festgestellt, dass die mal3geblichen
Voraussetzungen dafur vorliegen. Eine Kostenentscheidung erfolgte nicht.

Der BF befand sich vom 04.11.2014 bis 17.03.2015 in Schubhaft und wurde am 17.03.2015 nach Italien Gberstellt.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen und Beweiswurdigung (Sachverhalt)

Die Feststellungen aus dem Verfahrensgang ergeben sich aus den Verwaltungsakten.

Weitere Beweise waren wegen Entscheidungsreife nicht mehr aufzunehmen.

2. Rechtliche Beurteilung

2.1. Gemall 8 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVwWGG),BGBI. | Nr. 10/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.2.1. Gemal Paragraph 6, des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVwGG), Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 10 aus 2013,, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
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Da in den maligeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschaftsverteilung des
Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr 33/2013 idgF, geregelt. Gemal3 8 58 Abs. 2 VwGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft. GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5
sowie des |IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des
Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr.
29/1984, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaR
anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes ist durch das Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 33
aus 2013, idgF, geregelt. GemaR Paragraph 58, Absatz 2, VwWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft. GemafR Paragraph 17,
VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber Beschwerden gemaf
Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch
vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961, des
Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984
(DVG), Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984,, und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder
Landesgesetzen sinngemdald anzuwenden, die die Behoérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht
vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde gegeben findet, hat es
gemal’ § 27 VWGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs.1 Z 3 und 4 VwWGVG)
oder auf Grund der Erklarung Uber den Umfang der Anfechtung (§ 9 Abs. 3 VWGVG) zu Uberprifen. GemalR§ 9 Abs.1
VWGVG hat die Beschwerde u.a. (Z 3) die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt, sowie (Z 4)
das Begehren zu enthalten. In den erlduternden Bemerkungen der Regierungsvorlage zur
Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, BGBI. | Nr. 51/2012, wurde zu§ 27 VwGVG ausgeflhrt: "Der vorgeschlagene
§ 27 legt den Prifungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die Kognitionsbefugnis einer
Berufungsbehorde (vgl. § 66 Abs. 4 AVG) soll die Kognitionsbefugnis des Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der
Beschwerde beschrankt sein."Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der
Behorde gegeben findet, hat es gemdR Paragraph 27, VwWGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene
AusUbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf
Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4 VwWGVG) oder auf Grund der Erklarung Gber den
Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3, VWGVG) zu Uberprifen. GemaR Paragraph 9, Absatz eins, VWGVG hat
die Beschwerde u.a. (Ziffer 3,) die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt, sowie (Ziffer 4,) das
Begehren zu enthalten. In den erlduternden Bemerkungen der Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Novelle 2012, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,, wurde zu Paragraph 27, VWGVG ausgefuhrt: "Der
vorgeschlagene Paragraph 27, legt den Prufungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die
Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehdrde vergleiche Paragraph 66, Absatz 4, AVG) soll die Kognitionsbefugnis des
Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde beschrankt sein."

Zu Spruchteil A)
2.2. Zu Spruchpunkt 12.2. Zu Spruchpunkt rémisch eins.

2.2.1. GemaR Artikel 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) idgF erkennen die Verwaltungsgerichte Uber
Beschwerden2.2.1. GemaR Artikel 130 Absatz eins, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) idgF erkennen die
Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden

1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit;
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2. gegen die Austibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt wegen Rechtswidrigkeit;
3. wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch eine Verwaltungsbehorde;
gegen Weisungen gemal Art. 81a Abs. 4.gegen Weisungen gemald Artikel 81 a, Absatz 4,

Gemall § 9 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG),BGBI. | Nr. 100/2005 idgF entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundesamtes fur Fremdenwesen und
Asyl.Gemal’ Paragraph 9, Absatz 2, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus
2005, idgF entscheidet das Bundesverwaltungsgericht GUber Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl.

8 7 Abs. 1 BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG), BGBIl. | Nr 87/2012 idgF, lautet:;Paragraph 7, Absatz eins, BFA-
Verfahrensgesetz (BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 87 aus 2012, idgF, lautet:

(1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet tGber
1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes,
2. Beschwerden gegen Bescheide der Vertretungsbehdrden gemafR dem 11. Hauptsttick des FPG,

3. Beschwerden gegen MalRnahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemaR dem 1. Hauptstlck des 2. Teiles
des BFA-VG und gemal3 dem 7. und 8. Hauptsttick des FPG,

4. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesamtes und

5. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesministers flr Inneres in Verfahren gemaf 88 3 Abs. 2 Z 1 bis 6 und 4 Abs.
1 Z 1 und 25. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesministers fir Inneres in Verfahren gemal? Paragraphen 3,
Absatz 2, Ziffer eins bis 6 und 4 Absatz eins, Ziffer eins und 2

GemalR § 7 Abs. 2 BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der
Verwaltungsgerichtshof einer Revision oder der Verfassungsgerichtshof einer Beschwerde gegen ein Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes gemalR Abs. 1 stattgegeben hat.GemaRR Paragraph 7, Absatz 2, BFA-VG hat das
Bundesverwaltungsgericht jedenfalls in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der Verwaltungsgerichtshof einer
Revision oder der Verfassungsgerichtshof einer Beschwerde gegen ein Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes
gemal Absatz eins, stattgegeben hat.

§ 22a Abs. 1 BFA-VG lautete:Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG lautete:

(1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des
Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn,

1. er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,

2. er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
gegen ihn Schubhaft gemald dem 8. Hauptstlick des FPG angeordnet wurde.

§ 22a Abs. 2 BFA-VG lautete:Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG lautete:

Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer Woche zu
ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet.

§ 22a Abs. 3 BFA-VG lautet:Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG lautet:

Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht gemalR8 22a Abs. 3 BFA-VG jedenfalls
festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft malgeblichen
Voraussetzungen vorliegen.Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht gemaR Paragraph
22 a, Absatz 3, BFA-VG jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung der
Schubhaft malRgeblichen Voraussetzungen vorliegen.

2.2.2.1. Mit Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 13.04.2015, Zlen. G 151/2014-23, G 172/2014-18, G 184-
185/2014-18, kundgemacht am 14.04.2015 (BGBI | Nr. 41/2015 vom 14.04.2015), wurde zu Recht erkannt2.2.2.1. Mit
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 13.04.2015, Zlen. G 151/2014-23, G 172/2014-18, G 184-185/2014-18,
kundgemacht am 14.04.2015 Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 41 aus 2015, vom 14.04.2015), wurde zu Recht erkannt:
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"l. § 22a Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem
Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln
aus berucksichtigungswirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MaBnahmen sowie zur Ausstellung von osterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt werden (BFA-
Verfahrensgesetz - BFA-VG), BGBI. | Nr. 87/2012 in der FassungBGBI. | Nr. 68/2013, werden als verfassungswidrig
aufgehoben."l. Paragraph 22 a, Absatz eins und 2 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen tber
das Verfahren vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung
von Aufenthaltstiteln aus bertcksichtigungswirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von
aufenthaltsbeendenden MalRnahmen sowie zur Ausstellung von &sterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt
werden (BFA-Verfahrensgesetz - BFA-VG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012, in der Fassung

Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 68 aus 2013,, werden als verfassungswidrig aufgehoben.

Il. Fruhere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder in Kraftromisch zwei. Frihere gesetzliche Bestimmungen

treten nicht wieder in Kraft.

lll. Die aufgehobenen Bestimmungen sind nicht mehr anzuwenden.témisch drei. Die aufgehobenen Bestimmungen

sind nicht mehr anzuwenden."

Im Erkenntnis vom 12.03.2015, ZI.E 4/2014-17, fUhrte der Verfassungsgerichtshof unter Verweis auf sein zuvor zitiertes
Erkenntnis zur weiteren Vorgehensweise nach Behebung einer bekampften abweisenden Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts Uber eine Beschwerde gegen die Verhangung der Schubhaft und Anhaltung bis zum
Entscheidungszeitpunkt erlduternd Folgendes aus:

"Nach der Aufhebung des § 22a Abs. 1 und 2 BFA-VG durch den Verfassungsgerichtshof aus Anlass der vorliegenden
Beschwerde sind im Anlassfall, soweit sich die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht gegen die "Verhangung
der Schubhaft" mit Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl vom 08.01.2014 richtet, die allgemein fur
Beschwerden gegen Bescheide geltenden Bestimmungen anzuwenden. Demnach bildet die Grundlage fur die
Erhebung einer Beschwerde gegen den vom Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl erlassenen Schubhaftbescheid an
das Bundesverwaltungsgericht nunmehr& 7 Abs. 1 Z 1 BFA-VG. Soweit sich die Beschwerde an das
Bundesverwaltungsgericht gegen die "Anhaltung seit 08.01.2014" wendet, liegt hingegen eine Beschwerde gegen die
behauptete Austbung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls und Zwangsgewalt vor (vgl. 8 7 Abs. 1 Z 3 BFA-
VG). Die Beurteilung, ob die Anhaltung des Beschwerdeflhrers im Zeitraum zwischen dem 08.01.2014 und der
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes einen (etwa vom zugrunde liegenden Bescheid nicht mehr gedeckten)
Akt unmittelbarer Zwangsgewalt oder eine bloRe VollstreckungsmaBnahme darstellt (vgl. VfSlg. 10.978/1986 mwH,
12.340/1988; VfGH 12.03.2015, G 151/2014 wua., Rz 39) obliegt - nach Aufhebung der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes, soweit die Beschwerde abgewiesen wurde, - dem Bundesverwaltungsgericht im
fortgesetzten Verfahren.""Nach der Aufhebung des Paragraph 22 a, Absatz eins und 2 BFA-VG durch den
Verfassungsgerichtshof aus Anlass der vorliegenden Beschwerde sind im Anlassfall, soweit sich die Beschwerde an das
Bundesverwaltungsgericht gegen die "Verhangung der Schubhaft" mit Bescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen
und Asyl vom 08.01.2014 richtet, die allgemein fir Beschwerden gegen Bescheide geltenden Bestimmungen
anzuwenden. Demnach bildet die Grundlage fur die Erhebung einer Beschwerde gegen den vom Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl erlassenen Schubhaftbescheid an das Bundesverwaltungsgericht nunmehr Paragraph 7,
Absatz eins, Ziffer eins, BFA-VG. Soweit sich die Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht gegen die "Anhaltung
seit 08.01.2014" wendet, liegt hingegen eine Beschwerde gegen die behauptete Ausibung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls und Zwangsgewalt vor vergleiche Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 3, BFA-VG). Die
Beurteilung, ob die Anhaltung des Beschwerdefiihrers im Zeitraum zwischen dem 08.01.2014 und der Entscheidung
des Bundesverwaltungsgerichtes einen (etwa vom zugrunde liegenden Bescheid nicht mehr gedeckten) Akt
unmittelbarer Zwangsgewalt oder eine bloRBe VollstreckungsmaBnahme darstellt vergleiche VfSlg. 10.978 aus 1986,
mwH, 12.340 aus 1988,; VfGH 12.03.2015, G 151 aus 2014, ua., Rz 39) obliegt - nach Aufhebung der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes, soweit die Beschwerde abgewiesen wurde, - dem Bundesverwaltungsgericht im
fortgesetzten Verfahren."

2.2.2.2 Die in den oben zitierten AusfUhrungen angesprochene hdchstgerichtliche Judikatur ging im Wesentlichen
davon aus, dass die auf einen Schubhaftbescheid folgende Festnahme und Anhaltung vom Verfassungsgerichtshof
(vor der Fremdenpolizeigesetznovelle BGBI. 21/1991) als MaRBnahmen der Vollstreckung eines Bescheides qualifiziert
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und als nicht nach Art. 144 Abs. 1 B-VG beim Verfassungsgerichtshof anfechtbare Verwaltungsakte betrachtet wurden
(vgl. VfFGH 12.03.2015, G 151/2014 mit Verweis auf VfSlg. 10.978/1986 mwH; 12.340/1988). Dazu fuhrte der
Verfassungsgerichtshof etwa im Erkenntnis vom 11.06.1990, Zlen. B947/89; B1006/89 aus: "Die Schubhaft ist, wie sich
aus 811 Abs2 FrPG ergibt, mit Bescheid anzuordnen. Die Verhangung der Schubhaft schliet auch die Festnahme ein
(vgl. zB VfSlg. 9323/1982 und die dort zitierte Vorjudikatur). Eine Festnahme, die dazu dient, einen Fremden in
Schubhaft zu nehmen, darf also nur erfolgen, wenn sie durch einen Bescheid verfligt worden ist. Ein schriftlicher
Bescheid gilt erst dann als erlassen, wenn er wirksam zugestellt wurde. Ein vollstreckbarer Schubhaftbescheid ist also
Voraussetzung dafur, dass ein Fremder in Schubhaft genommen, in Schubhaft gehalten und in weiterer Folge iS des
813 FrPG abgeschoben werden darf. Weder die aufgrund eines vollstreckbaren Schubhaftbescheides erfolgte
Festnahme und Anhaltung noch die Abschiebung stellen (etwa bescheidmaRBig zu treffende)
Vollstreckungsverfigungen dar; sie sind MaBnahmen, die der Vollstreckung der vorangegangenen Bescheide (mit
denen das Aufenthaltsverbot und die Schubhaft verhangt wurden) dienen. Derartige Verwaltungsakte, die blof3 als
MalRnahmen zur Vollstreckung vorangegangener Bescheide anzusehen sind, kénnen nicht als Ausibung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt qualifiziert werden, die nach Art. 144 Abs1 B-VG beim
Verfassungsgerichtshof bekampfbar sind (vgl. die standige Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes, zB VfSIg.
10978/1986). Hier wurde nun - entgegen den Behauptungen des Beschwerdefuhrers - Gber den Beschwerdefihrer am
23.04.1989 um 12:50 Uhr bescheidmaBig die Schubhaft verhangt (siehe die obigen Sachverhaltsfeststellungen zu
II.1.a). Sie durfte dem 85 Abs2 erster Satz FrPG zufolge vorerst nur zwei Monate dauern, wurde dann aber von der
Sicherheitsdirektion flir das Bundesland Wien gemaf 85 Abs2 zweiter Satz FrPG bis zur Hochstdauer von drei Monaten
ausgedehnt. Die Anhaltung vom 23.04. bis 04.07.1989 war also durch diese (vollstreckbaren) Bescheide gedeckt. Der
Umstand, dass der Beschwerdefihrer am 03.05.1989 einen Asylantrag einbrachte, andert daran nichts; denn ein
solcher Antrag beseitigt weder kraft Gesetzes einen Schubhaftbescheid aus der Rechtsordnung noch hemmt er dessen
Vollstreckbarkeit. Der Frage, ob die Behdrde im Hinblick auf 85 AsylG verpflichtet gewesen ware, auf Antrag oder auch
von amtswegen die Schubhaftbescheide aufzuheben, ist hier nicht nachzugehen, weil die Bescheide nicht Gegenstand
dieses Verfahrens sind. Die Beschwerde war daher, soweit sie sich gegen die Anhaltung nach Zustellung des
Schubhaftbescheides - also gegen die Haft nach dem 23.04.1989, 12:50 Uhr - bis zur Entlassung aus der Schubhaft am
04.07.1989, 15:00 Uhr, wendet, mangels Zustandigkeit des Verfassungsgerichtshofes zurlckzuweisen (vgl. zB VfSlg.
10978/1986) - Pkt. 2 des Spruches." (VfSlg. 12.340/1988, vgl. dazu auch VfSlg. 10.978/1986; VfSlg. 9.465/1982; VfSlg.
9.999/1984; VwSlg. 11.468 A/1984; VfSlg. 11.694/1988; VfSlg. 12.091/1989; VfSlg. 12.368/1990).2.2.2.2 Die in den oben
zitierten Ausflhrungen angesprochene héchstgerichtliche Judikatur ging im Wesentlichen davon aus, dass die auf
einen  Schubhaftbescheid folgende Festnahme und Anhaltung vom Verfassungsgerichtshof (vor der
Fremdenpolizeigesetznovelle Bundesgesetzblatt 21 aus 1991,) als MaBnahmen der Vollstreckung eines Bescheides
qualifiziert und als nicht nach Artikel 144, Absatz eins, B-VG beim Verfassungsgerichtshof anfechtbare Verwaltungsakte
betrachtet wurden vergleiche VfGH 12.03.2015, G 151 aus 2014, mit Verweis auf VfSlg. 10.978 aus 1986, mwH; 12.340
aus 1988,). Dazu flihrte der Verfassungsgerichtshof etwa im Erkenntnis vom 11.06.1990, Zlen. B947/89; B1006/89 aus:
"Die Schubhaft ist, wie sich aus §11 Abs2 FrPG ergibt, mit Bescheid anzuordnen. Die Verhdngung der Schubhaft
schliel3t auch die Festnahme ein vergleiche zB VfSlg. 9323 aus 1982, und die dort zitierte Vorjudikatur). Eine
Festnahme, die dazu dient, einen Fremden in Schubhaft zu nehmen, darf also nur erfolgen, wenn sie durch einen
Bescheid verflgt worden ist. Ein schriftlicher Bescheid gilt erst dann als erlassen, wenn er wirksam zugestellt wurde.
Ein vollstreckbarer Schubhaftbescheid ist also Voraussetzung dafir, dass ein Fremder in Schubhaft genommen, in
Schubhaft gehalten und in weiterer Folge iS des §13 FrPG abgeschoben werden darf. Weder die aufgrund eines
vollstreckbaren Schubhaftbescheides erfolgte Festnahme und Anhaltung noch die Abschiebung stellen (etwa
bescheidmaRig zu treffende) Vollstreckungsverfigungen dar; sie sind MaBnahmen, die der Vollstreckung der
vorangegangenen Bescheide (mit denen das Aufenthaltsverbot und die Schubhaft verhdngt wurden) dienen. Derartige
Verwaltungsakte, die bloR als MaBnahmen zur Vollstreckung vorangegangener Bescheide anzusehen sind, kénnen
nicht als Austbung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt qualifiziert werden, die nach
Artikel 144, Abs1 B-VG beim Verfassungsgerichtshof bekdmpfbar sind vergleiche die standige Rechtsprechung des
Verfassungsgerichtshofes, zB VfSlg. 10978 aus 1986,). Hier wurde nun - entgegen den Behauptungen des
Beschwerdefiihrers - iber den Beschwerdefiihrer am 23.04.1989 um 12:50 Uhr bescheidmaRig die Schubhaft verhangt
(siehe die obigen Sachverhaltsfeststellungen zu rémisch zwei.1.a). Sie durfte dem 85 Abs2 erster Satz FrPG zufolge
vorerst nur zwei Monate dauern, wurde dann aber von der Sicherheitsdirektion fir das Bundesland Wien gemal3 85
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Abs2 zweiter Satz FrPG bis zur Héchstdauer von drei Monaten ausgedehnt. Die Anhaltung vom 23.04. bis 04.07.1989
war also durch diese (vollstreckbaren) Bescheide gedeckt. Der Umstand, dass der Beschwerdefihrer am 03.05.1989
einen Asylantrag einbrachte, dndert daran nichts; denn ein solcher Antrag beseitigt weder kraft Gesetzes einen
Schubhaftbescheid aus der Rechtsordnung noch hemmt er dessen Vollstreckbarkeit. Der Frage, ob die Behdérde im
Hinblick auf 85 AsylG verpflichtet gewesen ware, auf Antrag oder auch von amtswegen die Schubhaftbescheide
aufzuheben, ist hier nicht nachzugehen, weil die Bescheide nicht Gegenstand dieses Verfahrens sind. Die Beschwerde
war daher, soweit sie sich gegen die Anhaltung nach Zustellung des Schubhaftbescheides - also gegen die Haft nach
dem 23.04.1989, 12:50 Uhr - bis zur Entlassung aus der Schubhaft am 04.07.1989, 15:00 Uhr, wendet, mangels
Zustandigkeit des Verfassungsgerichtshofes zurilickzuweisen vergleiche zB VfSlg. 10978 aus 1986,) - Pkt. 2 des
Spruches." (VfSlg. 12.340 aus 1988,, vergleiche dazu auch VfSlg. 10.978 aus 1986,; VfSlg. 9.465 aus 1982,; VfSlg. 9.999
aus 1984,; VwsSlg. 11.468 A/1984; VfSIg. 11.694 aus 1988,; VfSlg. 12.091 aus 1989,; VfSlg. 12.368 aus 1990,).

Der Verfassungsgerichtshof stellte in der oben zitierten Judikatur zur Abgrenzung, ob die Anhaltung in Ausibung
unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder blo als MaBnahme zur Vollstreckung eines
vorangegangenen  Schubhaftbescheides erfolgte, lediglich auf das Formalkriterium ab, ob zum
"Vollstreckungszeitpunkt" ein "durchsetzbarer" Schubhaftbescheid (nach & 5 FrPG, BGBI. 75/1954) vorlag (vgl. dazu
auch VfSlg. 12.368/1990). Eine Anhaltung wird jedoch dann vom zugrunde liegenden Bescheid "nicht mehr" gedeckt
sein, wenn zwischenzeitlich eine Sachverhaltsanderung eingetreten ist, die nicht mehr von dem im Bescheid
herangezogenen jeweiligen Schubhafttatbestand erfasst wird. Diesfalls wird ab Eintritt einer derartigen
Sachverhaltsénderung die fortdauernde (nicht mehr vom Bescheid gedeckte) Anhaltung als ein Akt unmittelbarer
Zwangsgewalt zu qualifizieren sein. Eine derartige Anderung wird im Wesentlichen anhand der unterschiedlichen
Schubhafttatbestanden des 88 76 Abs. 1, 76 Abs. 2 Z 1 bis 4 und 76 Abs. 2a Z 1 bis 6 FPG und der dazu ergangenen
Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu beurteilen sein (vgl. dazu etwa VwGH 09.11.2010, ZI. 2007/21/0360; VwGH
25.03.2010, ZI.2008/21/0617; VwGH 18.12.2008, ZI.2008/21/0582; VwGH 19.06.2008, ZI.2008/21/0075).Der
Verfassungsgerichtshof stellte in der oben zitierten Judikatur zur Abgrenzung, ob die Anhaltung in Auslbung
unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder blo als MaRnahme zur Vollstreckung eines
vorangegangenen  Schubhaftbescheides erfolgte, lediglich auf das Formalkriterium ab, ob zum
"Vollstreckungszeitpunkt" ein "durchsetzbarer" Schubhaftbescheid (nach Paragraph 5, FrPG, Bundesgesetzblatt 75 aus
1954,) vorlag vergleiche dazu auch VfSlg. 12.368 aus 1990,). Eine Anhaltung wird jedoch dann vom zugrunde liegenden
Bescheid "nicht mehr" gedeckt sein, wenn zwischenzeitlich eine Sachverhaltsanderung eingetreten ist, die nicht mehr
von dem im Bescheid herangezogenen jeweiligen Schubhafttatbestand erfasst wird. Diesfalls wird ab Eintritt einer
derartigen Sachverhaltsdnderung die fortdauernde (nicht mehr vom Bescheid gedeckte) Anhaltung als ein Akt
unmittelbarer Zwangsgewalt zu qualifizieren sein. Eine derartige Anderung wird im Wesentlichen anhand der
unterschiedlichen Schubhafttatbestanden des Paragraphen 76, Absatz eins, 76, Absatz 2, Ziffer eins bis 4 und 76
Absatz 2 a, Ziffer eins bis 6 FPG und der dazu ergangenen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu beurteilen sein
vergleiche dazu etwa VwWGH 09.11.2010, ZI. 2007/21/0360; VwGH 25.03.2010, ZI.2008/21/0617; VWGH 18.12.2008, ZI.
2008/21/0582; VwWGH 19.06.2008, ZI.2008/21/0075).

2.2.3. Zum Vollstreckungszeitpunkt lag ein durchsetzbarer Schubhaftbescheid vor, wobei ein derartiger Fall einer
zwischenzeitlich erfolgten Sachverhaltsanderung bei der gegenstandlichen Anhaltung vom 04.11.2014 bis 17.03.2015
nicht eingetreten ist. Mit der durch die Uberstellung des BF am 17.03.2015 nach ltalien bewirkten Vollstreckung der
gegen ihn erlassenen Auf3erlandesbringung ist zugleich auch der alleinige Zweck des Schubhaftbescheides, namlich
die Abschiebung zu sichern, verwirklicht worden (vgl. dazu etwa auch VwGH 13.07.1990, ZI. 90/19/0308). Somit war die
Anhaltung als MaBnahmen zur Vollstreckung des oben im Spruch genannten Bescheides zu qualifizieren.2.2.3. Zum
Vollstreckungszeitpunkt lag ein durchsetzbarer Schubhaftbescheid vor, wobei ein derartiger Fall einer zwischenzeitlich
erfolgten Sachverhaltsanderung bei der gegenstandlichen Anhaltung vom 04.11.2014 bis 17.03.2015 nicht eingetreten
ist. Mit der durch die Uberstellung des BF am 17.03.2015 nach ltalien bewirkten Vollstreckung der gegen ihn
erlassenen AuBerlandesbringung ist zugleich auch der alleinige Zweck des Schubhaftbescheides, namlich die
Abschiebung zu sichern, verwirklicht worden vergleiche dazu etwa auch VwGH 13.07.1990, ZI. 90/19/0308). Somit war
die Anhaltung als MaBnahmen zur Vollstreckung des oben im Spruch genannten Bescheides zu qualifizieren.

Da sich im konkreten Fall die Beschwerde gegen den Schubhaftbescheid und die darauf gestlitzte Anhaltung in
Schubhaft richtet, war mangels Anwendbarkeit der aufgehobenen Bestimmung des § 22a Abs. 1 Z 3 BFA-VG, auf die
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sich die Beschwerde sttitzte, sohin § 7 Abs. 1 Z 1 BFA-VG als Grundlage heranzuziehen.Da sich im konkreten Fall die
Beschwerde gegen den Schubhaftbescheid und die darauf gestiitzte Anhaltung in Schubhaft richtet, war mangels
Anwendbarkeit der aufgehobenen Bestimmung des Paragraph 22 a, Absatz eins, Ziffer 3, BFA-VG, auf die sich die
Beschwerde stltzte, sohin Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer eins, BFA-VG als Grundlage heranzuziehen.

2.2.4. Art. 28 der seit 01.01.2014 anzuwendenden Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 26.06.2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaates, der fur die
Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat gestellten Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist (Neufassung), ABI. 29. Juni 2013, L 180, 31 (Dublin 1lI-VO), regelt die Inhaftnahme
zum Zwecke der Uberstellung.2.2.4. Artikel 28, der seit 01.01.2014 anzuwendenden Verordnung (EU) Nr. 604 aus 2013,
des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26.06.2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur
Bestimmung des Mitgliedstaates, der fur die Prifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen in
einem Mitgliedstaat gestellten Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist (Neufassung), Amtsblatt 29. Juni 2013,
L 180, 31 (Dublin 11I-VO), regelt die Inhaftnahme zum Zwecke der Uberstellung.

Danach durfen die Mitgliedstaaten gemaR Art. 28 Abs. 1 Dublin 11I-VO eine Person nicht allein deshalb in Haft nehmen,
weil sie dem durch diese Verordnung festgelegten Verfahren unterliegt. Allerdings dirfen sie nach Abs. 2 im Einklang
mit dieser Verordnung "die entsprechende Person" zwecks Sicherstellung von Uberstellungsverfahren nach einer
Einzelfallprifung in Haft nehmen, wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, die Haft verhaltnismaRig ist und sich
weniger einschneidende MaRBnahmen nicht wirksam anwenden lassen. Unter dem Begriff der "Fluchtgefahr" ist nach
Art. 2 lit. n Dublin 1lI-VO das Vorliegen von Grinden im Einzelfall, die auf objektiven gesetzlich festgelegten Kriterien
beruhen und zu der Annahme Anlass geben, dass sich ein Antragsteller, ein Drittstaatsangehdriger oder Staatenloser,
gegen den ein Uberstellungsverfahren l3uft, diesem Verfahren méglicherweise durch Flucht entziehen kénnte", zu
verstehen.Danach diurfen die Mitgliedstaaten gemald Artikel 28, Absatz eins, Dublin IlI-VO eine Person nicht allein
deshalb in Haft nehmen, weil sie dem durch diese Verordnung festgelegten Verfahren unterliegt. Allerdings dirfen sie
nach Absatz 2, im Einklang mit dieser Verordnung "die entsprechende Person" zwecks Sicherstellung von
Uberstellungsverfahren nach einer Einzelfallpriifung in Haft nehmen, wenn eine erhebliche Fluchtgefahr besteht, die
Haft verhaltnismalig ist und sich weniger einschneidende MaBnahmen nicht wirksam anwenden lassen. Unter dem
Begriff der "Fluchtgefahr" ist nach Artikel 2, Litera n, Dublin IlI-VO das Vorliegen von Grinden im Einzelfall, die auf
objektiven gesetzlich festgelegten Kriterien beruhen und zu der Annahme Anlass geben, dass sich ein Antragsteller, ein
Drittstaatsangehoériger oder Staatenloser, gegen den ein Uberstellungsverfahren lauft, diesem Verfahren
moglicherweise durch Flucht entziehen kénnte", zu verstehen.

Der mit "Schubhaft" betitelte § 76 FPG idgF lautet:Der mit "Schubhaft" betitelte Paragraph 76, FPG idgF lautet:

"8 76. (1) Fremde konnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern dies notwendig ist, um das
Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung, einer Anordnung zur AuBerlandesbringung, einer Ausweisung
oder eines Aufenthaltsverbotes bis zum Eintritt ihrer Durchsetzbarkeit oder um die Abschiebung zu sichern. Uber
Fremde, die sich rechtmaflig im Bundesgebiet aufhalten, darf Schubhaft verhdangt werden, wenn auf Grund
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie wirden sich dem Verfahren entziehen.

(1a) Unmindige Minderjahrige durfen nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Das Bundesamt kann Uber einen Asylwerber oder einen Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, Schubhaft zum Zwecke der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung, zur
Erlassung einer Anordnung zur AulRerlandesbringung oder zur Sicherung der Abschiebung anordnen, wenn

a) gegen ihn eine durchsetzbare - wenn auch nicht rechtskraftige - Rickkehrentscheidung erlassen wurde;

b) gegen ihn ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme gemaf3§ 27 AsylG 2005 eingeleitet
wurde;b) gegen ihn ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme gemaf} Paragraph 27, AsylG
2005 eingeleitet wurde;

c) gegen ihn vor Stellung des Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare Ruckkehrentscheidung, eine
durchsetzbare Anordnung zur AuRerlandesbringung, durchsetzbare Ausweisung oder ein durchsetzbares
Aufenthaltsverbot erlassen worden ist oder
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d) auf Grund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung und der erkennungsdienstlichen Behandlung
anzunehmen ist, dass der Antrag des Fremden auf internationalen Schutz mangels Zustindigkeit Osterreichs zur

Prifung zurickgewiesen werden wird.
(2a) Das Bundesamt hat Uber einen Asylwerber Schubhaft anzuordnen, wenn

1. gegen ihn eine zurtckweisende Entscheidung gemald 88 4a oder 5 AsylG 2005 und eine durchsetzbare Anordnung
zur AulRerlandesbringung oder eine durchsetzbare Ausweisung erlassen wurde oder ihm gemal3 § 12a Abs. 1 AsylG
2005 ein faktischer Abschiebeschutz nicht zukommt;1. gegen ihn eine zurlckweisende Entscheidung gemal}
Paragraphen 4 a, oder 5 AsylG 2005 und eine durchsetzbare Anordnung zur AuBerlandesbringung oder eine
durchsetzbare Ausweisung erlassen wurde oder ihm gemall Paragraph 12 a, Absatz eins, AsylG 2005 ein faktischer

Abschiebeschutz nicht zukommt;

2. eine Mitteilung gemal3 8 29 Abs. 3 Z 4 bis 6 AsylG 2005 erfolgt ist und der Asylwerber die Gebietsbeschrankung
gemaR § 12 Abs. 2 AsylG 2005 verletzt hat;2. eine Mitteilung gemal3 Paragraph 29, Absatz 3, Ziffer 4 bis 6 AsylG 2005
erfolgt ist und der Asylwerber die Gebietsbeschrankung gemal? Paragraph 12, Absatz 2, AsylG 2005 verletzt hat;

3. der Asylwerber die Meldeverpflichtung gemaR§ 15a AsylG 2005 mehr als einmal verletzt hat;3. der Asylwerber die
Meldeverpflichtung gemal3 Paragraph 15 a, AsylG 2005 mehr als einmal verletzt hat;

4. der Asylwerber, gegen den gemaRR8 27 AsylG 2005 ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MaBnahme eingeleitet wurde, der Mitwirkungsverpflichtung gemaR § 13 Abs. 2 BFA-VG nicht nachgekommen ist;4. der
Asylwerber, gegen den gemal3 Paragraph 27, AsylG 2005 ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme eingeleitet wurde, der Mitwirkungsverpflichtung gemall Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG nicht

nachgekommen ist;

5. der Asylwerber einen Folgeantrag & 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) gestellt hat und der faktische Abschiebeschutz gemaf}
8§ 12a Abs. 2 AsylG 2005 aufgehoben wurde, oder5. der Asylwerber einen Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer
23, AsylG 2005) gestellt hat und der faktische Abschiebeschutz gemall Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG 2005

aufgehoben wurde, oder

6. sich der Asylwerber gemaf 8 24 Abs. 4 AsylG 2005 ungerechtfertigt aus der Erstaufnahmestelle entfernt hat, soweit
eine der Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 4 vorliegt,6. sich der Asylwerber gemal3 Paragraph 24, Absatz 4, AsylG
2005 ungerechtfertigt aus der Erstaufnahmestelle entfernt hat, soweit eine der Voraussetzungen des Absatz 2, Ziffer
eins bis 4 vorliegt,

und die Schubhaft fur die Sicherung eines Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme oder zur
Sicherung der Abschiebung notwendig ist, es sei denn, dass besondere Umstande in der Person des Asylwerbers der
Schubhaft entgegenstehen.

(3) Die Schubhaft ist mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaR8 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde
befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blof3 kurzfristig in Haft. Nicht
vollstreckte Schubhaftbescheide gemal 8 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen(3) Die Schubhaft
ist mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemal Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde befande sich
bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blo3 kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte
Schubhaftbescheide gemald Paragraph 57, AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen.

(4) (aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)(4) (aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,)

(5) Wird eine Ruckkehrentscheidung, eine Anordnung zur AuBerlandesbringung, eine Ausweisung oder ein
Aufenthaltsverbot durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur
Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.

(6) Stellt ein Fremder wahrend der Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrecht erhalten werden. Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 oder 2a vor, gilt die Schubhaft als nach Abs. 2 oder
2a verhangt. Das Vorliegen der Voraussetzungen fur die Anordnung der Schubhaft gemal3 Abs. 2 oder 2a ist mit
Aktenvermerk festzuhalten.(6) Stellt ein Fremder wahrend der Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf
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internationalen Schutz, so kann diese aufrecht erhalten werden. Liegen die Voraussetzungen des Absatz 2, oder 2a vor,
gilt die Schubhaft als nach Absatz 2, oder 2a verhangt. Das Vorliegen der Voraussetzungen flr die Anordnung der
Schubhaft gemal’ Absatz 2, oder 2a ist mit Aktenvermerk festzuhalten.

(7) (aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)"(7) (aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,)"

2.2.5. Wie der Verwaltungsgerichtshof unter Hinweis auf den Beschluss des deutschen Bundesgerichtshofes vom
26.06.2014, V ZB 31/14, in seinem Erkenntnis vom 19.02.2015, ZI. Ro 2014/21/0075, festgehalten hat, verlangt Art. 2 lit.
n Dublin 1lI-VO unmissverstandlich gesetzlich festgelegte Kriterien zur Konkretisierung der im Unionsrecht fur die
Verhdngung von Schubhaft (u.a.) normierten Voraussetzung des Vorliegens von "Fluchtgefahr". Ein Ruckgriff auf
Kriterien, die der Verwaltungsgerichtshof vor allem zum Tatbestand der Ziffer 4 des 8 76 Abs. 2 FPG fir die Annahme
von "Fluchtgefahr" (Gefahr des "Untertauchens") als mafigeblich angesehen hat, reiche nicht, um den Vorgaben der
Dublin I1I-VO zu entsprechen. Solche Umstande hatten vielmehr gesetzlich determiniert werden mussen. Solange dies
nicht der Fall sei, komme daher Schubhaft gegen Fremde, die sich in einem Verfahren nach der Dublin Ill-VO befinden,
zwecks Sicherstellung des Uberstellungsverfahrens nach Art. 28 der Verordnung nicht in Betracht.2.2.5. Wie der
Verwaltungsgerichtshof unter Hinweis auf den Beschluss des deutschen Bundesgerichtshofes vom 26.06.2014,
rémisch funf ZB 31/14, in seinem Erkenntnis vom 19.02.2015, ZI. Ro 2014/21/0075, festgehalten hat, verlangt Artikel 2,
Litera n, Dublin IlI-VO unmissverstandlich gesetzlich festgelegte Kriterien zur Konkretisierung der im Unionsrecht fur
die Verhangung von Schubhaft (u.a.) normierten Voraussetzung des Vorliegens von "Fluchtgefahr". Ein Ruckgriff auf
Kriterien, die der Verwaltungsgerichtshof vor allem zum Tatbestand der Ziffer 4 des Paragraph 76, Absatz 2, FPG fir
die Annahme von "Fluchtgefahr" (Gefahr des "Untertauchens") als maRRgeblich angesehen hat, reiche nicht, um den
Vorgaben der Dublin IlI-VO zu entsprechen. Solche Umstande hatten vielmehr gesetzlich determiniert werden mussen.
Solange dies nicht der Fall sei, komme daher Schubhaft gegen Fremde, die sich in einem Verfahren nach der Dublin Ill-
VO befinden, zwecks Sicherstellung des Uberstellungsverfahrens nach Artikel 28, der Verordnung nicht in Betracht.

2.2.6. Die Verhdngung der Schubhaft zum Zwecke der Sicherung der Abschiebung des BF wurde im angefochtenen
Bescheid auf Art. 28 Dublin [lI-VO iVm & 76 Abs. 2a Z 1 FPG iVm § 57 Abs. 1 AVG 1991 gestltzt. Dazu wurde im
Wesentlichen hinsichtlich des BF eine bestehende erhebliche Fluchtgefahr bzw. ein Sicherungsbedarf angenommen.
Da weder die Dublin 1lI-VO noch 76 Abs. 1 FPG Kriterien fir die ndhere Bestimmung der Fluchtgefahr enthalt, stitzte
sich die Behdrde diesbezlglich ausschlie3lich auf Kriterien, die in hdchstgerichtlichen Entscheidungen herangezogen
wurden.2.2.6. Die Verhdngung der Schubhaft zum Zwecke der Sicherung der Abschiebung des BF wurde im
angefochtenen Bescheid auf Artikel 28, Dublin IlI-VO in Verbindung mit Paragraph 76, Absatz 2 a, Ziffer eins, FPG in
Verbindung mit Paragraph 57, Absatz eins, AVG 1991 gestltzt. Dazu wurde im Wesentlichen hinsichtlich des BF eine
bestehende erhebliche Fluchtgefahr bzw. ein Sicherungsbedarf angenommen. Da weder die Dublin II-VO noch 76
Absatz eins, FPG Kriterien fir die ndhere Bestimmung der Fluchtgefahr enthalt, stitzte sich die Behorde diesbezlglich
ausschlief3lich auf Kriterien, die in hdchstgerichtlichen Entscheidungen herangezogen wurden.

Da die unter Punkt 11.2.2.5. wiedergegebene Rechtsansicht des Verwaltungsgerichtshofes sohin auch flir den
vorliegenden Beschwerdefall schlagend ist, war spruchgemaf zu entscheiden.Da die unter Punkt rémisch zwei.2.2.5.
wiedergegebene Rechtsansicht des Verwaltungsgerichtshofes sohin auch fur den vorliegenden Beschwerdefall
schlagend ist, war spruchgemaf zu entscheiden.

2.3. Zu Spruchpunkt 11.2.3. Zu Spruchpunkt rémisch zwei.

Da wie bereits dargelegt im konkreten Fall die auf den Schubhaftbescheid gestitzte Anhaltung als Malinahme zur
Vollstreckung des bekampften Schubhaftbescheides zu qualifizieren war, war Uber diese nicht gesondert, sondern im
Rahmen der Beschwerde nach &8 7 Abs. 1 Z 1 BFA-VG zu entscheiden.Da wie bereits dargelegt im konkreten Fall die auf
den Schubhaftbescheid gestitzte Anhaltung als Malinahme zur Vollstreckung des bekampften Schubhaftbescheides zu
qualifizieren war, war Uber diese nicht gesondert, sondern im Rahmen der Beschwerde nach Paragraph 7, Absatz eins,
Ziffer eins, BFA-VG zu entscheiden.

Da im Verfahren tber Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes weder nach dem VwGVG noch dem BFA-VG ein
Kostenersatz fur die Parteien vorgesehen ist, waren die Kostenbegehren der Parteien dementsprechend
zuruckzuweisen.

2.4. GemalR§ 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mindliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei
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ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt § 24 VWGVG.2.4. GemaR Paragraph 21,
Absatz 7, BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in
Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Ubrigen gilt Paragraph 24, VWGVG.

Gemall 8 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von
Amts wegen eine 6ffentliche muindliche Verhandlung durchzufiihren. Gemaf3 § 24 Abs. 2 VWGVG kann die Verhandlung
entfallen, wenn (Z 1) der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die
Beschwerde zurlckzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde
angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Austibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung fir rechtswidrig zu erkldren ist oder (Z 2) die Sdumnisbeschwerde
zurlickzuweisen oder abzuweisen ist. Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das
Verwaltungsgericht Gemal3 § 24 Abs. 4 VWGVG ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn
die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst,
und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83
vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Das Verwaltungsgericht kann gemalR8 24 Abs. 5 VwGVG von der
Durchfuhrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrucklich darauf verzichten. Ein solcher
Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart werden.GemaR Paragraph 24, Absatz eins,
VwWGVG hat das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies flr erforderlich halt, von Amts wegen eine
offentliche muindliche Verhandlung durchzufiihren. Gemald Paragraph 24, Absatz 2, VWGVG kann die Verhandlung
entfallen, wenn (Ziffer eins,) der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die
Beschwerde zurtickzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde
angefochtene Bescheid aufzuheben, die angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt oder die angefochtene Weisung fir rechtswidrig zu erkldren ist oder (Ziffer 2,) die SGumnisbeschwerde
zurlckzuweisen oder abzuweisen ist. Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das
Verwaltungsgericht Gemald Paragraph 24, Absatz 4, VwWGVG ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung
absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mindliche Erérterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht
erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958, noch Artikel 47, der Charta der
Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Das Verwaltungsgericht
kann gemald Paragraph 24, Absatz 5, VWGVG von der Durchfihrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn
die Parteien ausdricklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung
erklart werden.

Die Abhaltung einer offentlichen mundlichen Verhandlung konnte gemal3§ 21 Abs. 7 BFA-VG iVm§ 24 VwGVG
unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage und des Inhaltes der Beschwerde geklart war,
Widerspruchlichkeiten in Bezug auf die malgeblichen Sachverhaltselemente nicht vorlagen und eine initiative
Darlegung fur die Entscheidungsfindung relevanten Umsténde, die durch die weitere Hinterfragung zu klaren gewesen
waren, nicht erforderlich war.Die Abhaltung einer 6ffentlichen muindlichen Verhandlung konnte gemaR Paragraph 21,
Absatz 7, BFA-VG in Verbindung mit Paragraph 24, VWGVG unterbleiben, da der Sachverhalt auf Grund der Aktenlage
und des Inhaltes der Beschwerde geklart war, Widersprichlichkeiten in Bezug auf die malgeblichen
Sachverhaltselemente nicht vorlagen und eine initiative Darlegung fur die Entscheidungsfindung relevanten Umstande,
die durch die weitere Hinterfragung zu klaren gewesen waren, nicht erforderlich war.

Zu B)

Gemall & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig, wenn die Entscheidung von der Ldsung einer Rechtsfrage
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abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, wenn die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, wenn es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder wenn
die Frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird bzw.
sonstige Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu l6senden Rechtsfrage vorliegen.Die Revision ist gemaR
Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig, wenn die Entscheidung von der LOsung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt, wenn die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, wenn es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder wenn
die Frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird bzw.
sonstige Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |I6senden Rechtsfrage vorliegen.

Wie der oben dargelegten rechtlichen Beurteilung zu entnehmen ist, weicht die gegenstandliche Entscheidung zur
Rechtswidrigkeit des bekampften Bescheides und der vollzogenen Schubhaft im konkreten Fall weder von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch ist diese im gegenstandlichen Fall als uneinheitlich zu
beurteilen, wobei es diesbeztiglich auch nicht an einer relevanten Rechtsprechung fehlt (vgl. dazu VwGH 19.02.2015, ZI.
Ro 2014/21/0075). Zur Frage, ob und inwieweit nach Aufhebung von 8 22a Abs. 1 und 2 BFA-VG mit Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes vom 13.04.2015, Zlen. G 151/2014-23, G 172/2014-18, G 184-185/2014-18, die Anhaltung in
der vorliegenden Konstellation als MaRBnahme zur Vollstreckung des vorangegangen Bescheides oder als Auslibung
unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt zu qualifizieren war, mangelt es hingegen an einer
mafgebenden Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Da der Losung dieser Frage im konkreten Fall nur im
Hinblick auf die Kostenersatzanspriche (entscheidungsrelevante) Bedeutung zukommt, war die Revision gemal3 Art.
133 Abs. 4 B-VG auch nur hinsichtlich des Spruchpunktes Il. zuzulassen.Wie der oben dargelegten rechtlichen
Beurteilung zu entnehmen ist, weicht die gegenstandliche Entscheidung zur Rechtswidrigkeit des bekampften
Bescheides und der vollzogenen Schubhaft im konkreten Fall weder von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch ist diese im gegenstandlichen Fall als uneinheitlich zu beurteilen, wobei es
diesbeziglich auch nicht an einer relevanten Rechtsprechung fehlt vergleiche dazu VwGH 19.02.2015, ZI. Ro
2014/21/0075). Zur Frage, ob und inwieweit nach Aufhebung von Paragraph 22 a, Absatz eins und 2 BFA-VG mit
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 13.04.2015, Zlen. G 151/2014-23, G 172/2014-18, G 184-185/2014-18, die
Anhaltung in der vorliegenden Konstellation als Mal3nahme zur Vollstreckung des vorangegangen Bescheides oder als
Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt zu qualifizieren war, mangelt es
hingegen an einer malRgebenden Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes. Da der Ldsung dieser Frage im
konkreten Fall nur im Hinblick auf die Kostenersatzanspruche (entscheidungsrelevante) Bedeutung zukommt, war die
Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG auch nur hinsichtlich des Spruchpunktes rémisch zwei. zuzulassen.
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